
DER BUNDESMiNISTER 
FOft HANDEL, GEV'JERBE UND INDUSTRIE Wien, am 21. Februar 1979 

Zl.: 10.101/23-1/7/79 

Parlamentarische Anfrage Ur. 2320/J 
der Abgeordneten Hofstetter, Haberl 
Ulld Genossen betreffend Verwirkli­
chu..'1g des Regierungsprogrammes vom 
5. November 1975 und darJber hinaus 
gehende Leistungen 

An den 
Herrn . 

226s2/AB 

1979 -02- 23 
zu ~S2o/J 

Präsidenten des Hationalrates 
Anton BENYA 

Par 1 a m e n t 

In Beantwortung der schriftlichen Anfrage Nr. 2320/J, betreffend 
Verl'1irklichung des Regierungsprogrammes vom 5. november 1975 und 
darüber hinaus gehende Leistungen, die die Abgeordneten Hofstetter, ,. 
Haberl und Genossen am 26. Jänner 1979 an mich richteten, beehre 
ich mich, folgendes mitzuteilen: 

Zur Beantwortung der Frage 1 lege ich eine Zusammenstellung bei, 
in der der Wortlaut jener Teile der Regierungserklärung, für deren 
Vollziehung ich ganz oder teilweise federführend zuständig bin, 
der Durchfiihrung gegenübergestellt wird. Wie daraus ersichtlich 
ist, wurde in meinem Ressortbereich die Regierungserklärung er­
füll t, 30\1'ei t es sich nicht um langfristige Maßnahmen handelt. 
Aber auch diese langfristigen Maßnahmen \'rurd.en'berei ts in Angriff 
genommen und es wurden beachtliche Teilerfolge erzielt. 

Zur Frage 2 darf ich feststellen, daß die Regierungserklärung 
die wel tvlirtschaftliche Ent\'licklung richtig vorausgesagt hat 
und deshalb die daraus für Österreich sich ergebenden Probleme 
und die zu ihrer Lösung erforderlichen Maßnahmen - zumindest in 
ihren Grundsätzen - bereits darstellte. Daher waren in meinem 
Ressortbereich über die Zielsetzungen des Regierungsprogrammes 
hinausgehende Aktivitäten nicht erforderlich. 

Beila~ 
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... 
BUltDESMINISTERIUM FÜR HANDEL, GEWERBE 'ill~D ItmUSTRIE 

Regie~~ngserY~ä~~ng: 

Die Buneesregierung wird sich in dieser 
l.egisln.turreriode immer wieder darum be­
mühen, einen weitgehenden Kon..--ens zu 
erziden, und sie wird den Abgeordneten 
der RegieiUngspanei dankbar sein. wenn 
. sie in den par!mneniarischen AusSchüssen 
die HcrbeifUhlung dioses Konsenses an­
su-eten. Aber mit cbcnsclch~r Deutlichkeit 
. muß ges;.igt werden, daß diese Bestrebun­
gen dort ihre Grenze finden; wo die ge­
planten . gesetzlichen Regelungen' ihres 
S'..tbstantiellen Inhaltes beraubt und beab­
sichtigte Ziclseuungen nicht erreicht wer-
den können. . 

Bewäbrte~ . 
Sozialpartnerschaft 

Oie Idee der Zusammenarbeit in der 
~mokrnlie und in der modemen Indu­
striellCsellschal1 kann nicht nur in der Po­
litik ~ Erfüllung finden. Es bedarf ihrer 
wichti~en Ergänzung im wirtschafUichen 
Bereich' der Gesellschaft. In ÖSterreich 
wun:lc hiefUr der Ausdruck Sozialpartner­
schaft gefunden. Diese Zusammenarbeit 
kann niemals bedeuten, daß die Partner 
darduLv~'l.ichten. ihre Interessen wahrzu­
nehmen. Ganz im Gegenteil: wir glauben. 
daß gerade dann, .wenn dramatische Ent­
wicklungen in diesen Auseinandersetzun_ 
g!!n kaum zu erwarten sind, mit großer 
Nüchternheit und Entschiedenheit ein In­
teressenausgJeic~ gesucht und gefunden 
wenlen kann. 

Durchführung: 

Wie sehr die Bundesregierung um Zusammenarbeit bem~ht Har
p 

zeigen die vielen Gesetze, die gemeinsam mit den Oppositions­
parteien beschlossen wurden. Im Bereich des Handelsministeriume. 
seien als wichtigste Gesetze er.~är~t: ein neues Preisgesetz, 
ein Energielenkungsgesetz, ein Erdöl- Bevorratungs- un~ M~lde-

, gesetz, ein Schrottlenkungsgesetz sowie Novellen zum Rohstoff-
; ~ 1 enkungsge se tz • . . 

Der Handelsminister war stets um Konsens mit den Sozialpartnern 
!bemüht mit dem Erfolg, daß alle von ihm erlassenen Verordnuneen 
! die Zustimmung der SOZialpartner fanden .. 

~, 
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KomUlissionen 
haben sich bewährt 

In den vergangenen vier Jahren sind 
verschiedene Kommissionen im Bundes­
kanzleramt und in anderen Res...<:orts einge­
setzt worden. Es gibt kein Land mit altor 
und ellJrobter Demokratie, das auf der-

. artige Kommissionen zu verzichten bereit 
, wäre. Die Bundesregierung wird auch in 

dieser Legislaturperiode nicht damuf ver­
zichten, s!ch im Interesse ihrer Ocmokrati· 
sierungsbcslrebungen SDlcher Koml11i~$io· 

i . ner, zu bclienen. 

I I 

o oorstes Ziel- ein hohes 
Beschäftigungsniveau 

Ziel der Wirtschaftspolitik in dieser Zeit 
muß es sein, ein größtmögliches Beschäfti­
gungsniveau zu sichern und die Wohl­
standsvermehf'Jng im Sinne einer Verbes­
serung der Qualität des Lebens zu verstär-

ken. . Mit diesen reuen problemen stellen 
sich auch rieue Aufgaben; sW verlangen 
'iOn der Politik, daß neue ptioritätetl ge-
setzt werden. 

2 

Ein Komitee zur Erarbeitung der Grun~lagen für eine Reform des 
Berufsausbildungsrechtes wurde gegründet, dessen Tätigkeit zur 
Berufsausbildungsgeselz-Novelle 1978 führteo Im Rahmen des Konsumen­
tenpoli tischen Beirates wurden zu·sätzlich zu den bereits bestehenden 
Ausschüssen ein Ausschuß für Konsumentenerziehung und ein Aus-
schuß zur Untersuchung des StruktuJ:\ .... andels im Handel elngesetzt. 
Der Ausschuß für Konsumentenerziehung hat dem Bundesministerium 
für Unterricht und Kunst Vorschläge erstattet, die in den Lehr­

plänen Berücksichtiga~g fanden e 

Im Sinne der von der Bundesregierung angestrebten Maßnahrnen 
zur Arbeitsplatzsicherung war die im Bundesministerium für 
Handel p Gewerbe und Industrie eingerichtete Informationsstelle 
für öffentliche Aufträge in Zusammenarbeit mit den Beschaffungs­
ämtern des Bundes bemüht o eine möglichst gezielte Vergabe von 
Aufträgen der öffentlichen Hand zu erreichen, ~~ solchen Unter­
nehmen zu helfen p die kurzfristig Auftragslücken zu vcrzeicIDlen 
hatten U-11.d für die ein Auftrag ein wichtiger Impuls zur vlirt­
schaftsbelebung darstellt o 

Ferner wurde mit den von der Bundesre~ierung beschlossenen 
neuen "Richtlinien für die Vergabe ..... on Leistungen o.urch 3und~s­
dienststellen" eille Neuordnung des Auftrae;svE::::-gabe,·:esens des 
Bu.ndcs in Angriff genommen" Diese Richtlinien ge\"l;lhT~eist'en die 
Eerstellung einer Chancengleichheit in-.und auslä!:.cische Bieter, 
die in der Vergangenheit zu T]ngu.~sten der inländischen Bieter 
nicht i~~er gegeben war. 

.. 

I 
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4. 

Bekämpfung 
des Preisauftriebes 

Eine Politik,bei der die Sicherung der 
Arbeitsplätze gerade in dieser Phase abso­
luten VOIrang hat, muß aber in einem en­
gell ZU&'ill1menhang mit den weiteren Be­
mühungen stehen, den Preisauftrieb zu 
bekämpfen. Dieser ist noch immer zu 
hoch, auch wenn er langsam fÜl:kläufig ist 
und ÖS!erreich im internationalen Ver­
gk;ich sehr gün~ti6 abschneidet. 

- 3 -

Im Sinne eines Überganees vom Billigstbieterprinzip Z1.UD Best­
I bieterprinzip ist bei der ''.'ahl der Angebote für den Zuschlag 
\ kUnftig nicht mehr allein auf den Preis abzustellen p sondern es 

\ 

sind vielmehr auch alle anderen kostenwirksamen Faktoren, die nicht 
~~nittelbar im Preis ihren vergleichbaren Nieder.schlag finden, zu 

1 berücksichtigeno Zu diesen Faktoren zählen u.a.: Qualität, Be-
I triebs- und Servicekosten p 1agerhal tung p Ge'Vlährleistung und deren 

Durchsetzbarkeit. 

Österreich gehört zu den Ländern mit den geringsten ~eisst~i­
gerungsrateno Als Ergebnis der Stabilitätspolitik können seit dem 

, Jahr 1974 p in dem die Steigerung der Verbraucherpreise mit 9~5 % 
: ihren Höhepunkt erreichte!> fallende Steigerungsraten v"erzeicl..net 
: werden; im Jahre 1978 betrug die Erhöhung des Verbraucherpreis-

index nur mehr 3,6 %. 
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Verbesserungen 
der Struktur 

Die kurzfristig ausgerichteten konjunk­
turpolitischen Überlegungen können aber 
nur dann erfolgreich sein, wenn sie mit 
deo längerfristig zu erfllllenden stnlktuf­
pclltischenErfordemissen in Einklang ge~ 
bracht werd'~n. Diese: Strukturveränderun­
gen erfordern neue \virtschaftspolitische 
Prioritäten und eir.e enti:prechend hohe In­
ves:itionsquote: das rdßt, es rnÜs.:v.o!1 die 
daftir crftl;,cerlichcn Investitionen in ei­
!lern ausf\;ichenden Volumen getätigt wer· 
den. 

Förderung der Exporte 
Zu den wichtigsten Schlußfolgerungen 

rur die österrekhische Wirtschaftspolitik 
aus diesen Üb--::rlegungen 7,~hlen neben der 
\,'eiterhin größtmöglichen Fürdcmng un­
serer b;pone die weitere Anprhsung der 
rcg;ona!cn und warenmäßigcnExport­
struktur an die neuen wellwir-schaftlichen 
:~fl~.Jkraft .. und N~H.;hfr:lt~Vt~fhä!hlisse. Die 
In' C:StitiO'1GIl innerhalb der Wirtsch:.lft 

I 

- 4 -.' 

Es ist gelungen, daß Preisregelungsgesetz 1957 und das Preis­
treibereigesetz 1959 durch ein neues, einheitliches Preisgesetz 
zu ersetzen. 
Insbesonders aber ~~rden dadurch, daß die Preisauozeichnune für 
eine Reihe von Diens,tleistl.lngen vorgeschrieben wurde u.nl mmmehr 
auch bei Anboten die Umsatzsteuer in der Anbots~T.e enthalten 
sein mußt den Verbrauchern zusätzliche HöglichJcei ten zum Preis­
vergleich und damit zu preisbewußtem Einkauf geboten. 

:!Zllr Strukturverbesserung wurde die Investitionsfärderung weiter 
!ausgebauto Für Klein- und Mittelbetriebe wurden die Förderungs­
:1 aktionen wesentlich er'>'Iei tert; betrug das geförderte Kradi t­
"volumen (einschließlich Fremden'lerkehrsinvesti tionen) im Jahre 

1975 noch 3,4 Milliarden Schilling, so belief es sich im Jahr 
1978 bereits auf 7,2 Milliarden Schil11ngo 

Das Handelsministerium hat eine Exportoffensive gestartet. Dic~e 
W8.r im Bemühen u.m eine bessere geografische Streuung der öster­
reichischen Exporte und um eine Vergrößerung des Anteils arbeits­
intensiver Fertig'Naren vor allem auf die osteuropäisc:"en 9 a:::'a bi sc!':.en 
U!"ld bestir.'.mte afrikaninche Staaten ausgerichtet~ Aber dabei wurden 
di.e traditionellen Handelspartner nicht vernachlässigt. Di.e Unter-

• 
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, 

werden sich im besonderen Maße an einer 
Verbesserung der Absatzmöglichkeiten 
und arl der Qualitätssteigerung zu orientie­
ren haben. Die steuerliche Invcstitionsför­
dt:rung soll darauf ausgerichtet und aufge­
baut werden. 

- 5 -

~tützung der österreichischen Exportwirtschaft erfolgte durch eine 
Vielzahl von Förderungs- und Finanzierungseinrichtungen, aber auch 
durch die Schaffung Q~d laufende Ausgestaltung eines weitverzeigten 
Q~d dichten Ne·tzes von Informations- und Kontaktmöglichkeiten. 

Eine wesentliche Verbesserung der Exportmög11chkeiten hat 
sich durch die Verhandlungen des Handelsministeriums mit 
europäischen und außereuropäischen Autoherstellern ergeben. 
Bereits 1979 werden österreichische Unternehmer an ausländi­
sche Autohersteller Waren im Werte von ca& 2 Mia. S zu­
liefern und damit wird eine beträchtliche Anzahl von Arbeits­
plätzen gesichert. Für die Zukunft ist mit weiterer Erhöhung 
der Zulieferungen zurechP~o 

Der Österreichische Expo:rtfonds, dem die :b"örder1lJ.J.g der Exporte 
von Klein- tmd !"d ttelbetrieben obliegt, hat sein Förderungs­
instrumentarium besonders im Jahr 1978 wesentlich verbessert, 
e.ine weitere Verbesserung wird derzeit vorgenommen. 'rlm:'den im 
Jahr 1975 erst 3.393 verbilligte Exportkredite mi-t einer 
Gesamthöhe von 1,6 J'vTilliarden Schilling vergeben, waren es 
im Jahr 1978 bereits 4-.415 Kredite in Höhe von 3,1 !1illiarden 
Schilling. 
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- 6 -

Im Hinblick auf das große Defizit in der Handels- und 
Leist\mgsbilanz gegenüber unserem größten AuBenhandels­
partner, den Europäischen Gemeinschaften, wurden mehrere 
Initiativen gesetzt. Konkret wur~en dabei Maßnahmen der 
Gemeinschaft zur Beseitigung oder Verringerung bestehen-

:der Handelshemmnisse bei industriell-gewerblichen Produk­
;ten und am Agrarsektor verlangt. In diesem Zusammenhang 
jdringt Österreich stets auf eine möglichst liberale DurCh­
:fUhrung der Freihandelsabkommen mit den Europäischen Ge­
:meinschaften. insbesondere bei der Handhabung der nunmehr 
nach Realisierung der Zollfreiheit am 1. Juli 1977 noch 

Ibestehenden restriktiven Regelungen bei den sensiblen 
I 
IProdukteno So ist das Bundesministerium fUr Handel, Gewerbe 
und Industrie mit Nachdruck bemüht, die Erhal~xng und den 
Ausbau der österreichischen Exporte von Papier und Papier­
produkten in die Gemeinschaft in Form ausreichender Richt­
plafonds der EQ- p_~~~ _Z~llf~~ik~I?-_!~ngente seitens Groß-

/
britann1ena und Dänemarks sowie einer liberalen 
der Sonderbestinwungen des Freihandelsabkommens 

Isicherzustelleno 
l 

Handhabung 
allgemein 

, 

! 
Am Stahlsektor, auf dem die Europäische Gemeinschaft für 

. Kohle u.nd Stahl fUr die EG-Stahlindustrie Schutzmaßnall1"Den 
elngeführt hat, '\Iiürde in laufenden Kontakten mit den Kom­

missionsdienststellen auf die Abwendung von negativen Aus­
wirkungen auf die österreichische Stahlindustrie hlnge­
wirkt. 
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• 
" -7 -

Zwischen EGKS einerseits sowie Österreich und weiteren 
EFTA-Staaten andererseits wurde durch einen Notenwechsel 
eine Vereinbarung über die Einhaltung einer Preisdiszi­
plin getroffen. Dieses System mit einer Stabilisierung 
und teilweisen Verbesserung der Preise auf dem Stahlmarkt, 

,das im FrUhjahr 1978 wirksam wurde, hat sich grundsätz­
lich bewährt, sodaß eine Verlängerung des Arrangements 
für 1979 erfolgte. 

Auf diplomatischem Wege bzw. im Rahmendes Antidumping­
Komitees des GATT ist unter Berufung auf Art. VI des GATT 

bzw. auf den Antidumping-Kodex wiederholt, zumeist erfolg­
reich gegen bereits gesetzte bzw. geplante Antidumpingmaß­
nahmen anderer Staaten gegen die Einfuhr österreichischer 

..... .. _. . 

! Waren interveniert worden. Derartige Interventionen er­
folgten im Berichtszeitraum beispielsweise zugunsten der 
österreichischen Ausfuhren von Skibindungen, Käse, Zell­
wollfasern und Bahnbaumaschinen nach den USA, von Käse 
und UnkTautvertilgungsmitteln nach Australien, von Malein­
säureanhydrid, Polyester- und Nylongarnen nach Kanada so­
wie von Schnellarbeits- und Werkzeugstählen Dach Groß­
britannien. 

Als Folge dieser Haßnahrnen lagen die \'larenexporte im Jnh:- 1 ';78 
um rund ein Drittel über denen des Jahres 1975 Q~d stellen 
terzeit die Hauptstütze der Konjunktur dar. 

.. 
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Ausbau der 
.Energiewirtschaft 

Die österreich ische Energiepolitik wird 
auf der Grundlage des laufend zu aktuali­
sierenden Energicp!aries [ortgeführt wer­
den. Die Zielsetzungen dieses Planes fin­
'den ihren Niederschlag unter anderem in 
: Gen koordinierten Ausbauprogrammen der 
: ö;;terreichischen Energiewirtschaft. Die 
'Energiebasis der österreichischen Wirt­
schaft soll 

- durch die weitestgehende Nutzung 
der heimischen Ressourcen 

- durch die Förderung der sinnvollen 
Energieanwendung 

- durch die erweiterte Wiederverwer­
. wng der AJtstolfe I ~ durch die Sichenmg von Aus!andsbe­
Izügen 
: - und durch die Straffung der Organisa­
:t;on der Energiewirtschaft 
'gesichert werden 

Die Sicherung der Auslandsbezüge an 
Energie wird dur<.:h die weitere Intensiv,ie­
rung der Beziehungen mit Jenen Ländern. 
die R,)hslorre, Energie oder Energieträger 
exportieren. erfolgen sowie durch die Te;l­
nahme an einschlägigen multilateralen Be­
mühungen, Die durch die Mitgliedschaft' 
am .,LTbereinkommen über eininternatio­
nales Energieprogmmm" erw~lChseneil 
Ptlichtcn sollen erfüllt und die Möglich­
keiH:n des Vertrages auf nationaler und in­
ternationaler Ebene voil ausgeschöpft wer· 
den. 

- 8 -

: Der Energieplan ist die Grundlage für den weiteren Ausbau der 
,Energiewirtschaft o Da er laufend den sich ändernden Verhält­
nissen angepaßt werden muß g wurde seine erste Aktualisierung 

,abgeschlossen und die Ergebnisse im September 1976 der Öffent­
lichkeit übergebeno Derzeit wird der Energieplan unter Berück -

· sichtigung des Ergebnisses der Volksabsti~nung vom 50 November 1978 
neuerlich Uberarbeiteto 

Die Nutzung der heimischen Ressourcen wird weiter vorangetrieben. 

jDie Elektrizitätswirtschaft hat in den Jahren 1976 bis 1978 
~ Investitionen in Höhe von rund 40 lv1illiarden Schilling durchge­
'füh!'t, davon entfa.llen auf die Verbundgruppe (ohne Ilhlerke) 
· rund 18 Hilliarden Schilling. Die VerbundgruI1pe hat die 'i!asser­
,kraftwerke Altenwörth, Halta und Feistritz~ UClS Pu.rnpspeicherwe:::-k 
'Rodund 11 und das Dampfkraftwerk Korneuburg B in Betrieb geno~~eno 
,Die Erschließung des Kohlenbergbaues Oberdorf ist im Gn.nge, zur 
:Verwertune oer Kohle ist der Bau des Dampfkraftwerkes Vo1tsberg 111 
vore;eseheno \'/e1 ters hat die BundesreGierung ein Konzept zur 
Koordinierune und Intensivierung der Aufsuchungstätigkeiten für 

· fossil,e Energieträger beschlossen, das bereits realisiert wirdo 
So "rurde schon im Jahr 1977 die detaillierte Untersuchung der im 
si.jr'lliche!1 Burgenland befindlichen Kohle12.gerst;-i.tten eineelei teto 
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DieVerteiJung der leitungsgebundenen 
Energie wird unter Bedachtnahme auf eine 
erhöhte Versorgungssicherheit einerseits 
und die Erfordernisse der Raumplanung 
sowie der Ansprüche des Landschafts- und 
Naturschutzes nach den Bedürfnissen der 
einlelnen Bundesländer stufenweise vor­
angetrieben werden. Verbessert werden 
soll auch die Versorgung Westösterreichs 
mit Mineralölprodukten. 

Für die NtJizung der heimischen Ener­
giequellen wird ein detailliertes Konzept 
für die Koordinierung der Prospektions­
und Explorati0n~arbeiten, die Fortilihrung 
der Aufschlußlätigkeit bei Erdöl und Erd­
gas und die Verbesserung der Stmktur des 
österreichi~hen Kohlenbergbaues vor al­
lem durch Erschließung nelltr wirtschaft­
lich abbauwürdiger Kohlenvorkommen er­
stellt werden. 

- 9 -

Zur Durchführune von Energiesparmaßnahmen im Bundesbereich ~'de 
das "Interministerielle Beamtenkomitee für Fragen der Energie­
einsparung" eingesetzto Bisher wurden 124 Großobjekte des Bundes 
durch die Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arsenal einer 
genauen Prüfung hinsichtlich ihres bnergieverbrauehes unterzogene 
Durch die Einbeziehung von weiteren 121 Bundesgebäuden in diese 
Untersuchungen werden demnächst 43,2 % des Raumheizbedarfes der 
Bundesbauten erfaßt seino Es ist vorgesehen, daß auch bei den nunmehr 

luntersuchten Gebäuden sämtliche firr den Betrieb der HeizanlaG~n 
zuständige Bedienstete im Rahmen von Schulungs seminaren durch 
die Bundesversuchs- und Forschungsanstalt Arsenal über die 
ordnungsgemäße ~'ung bzw e Bedienung von lIeizanlagen unter­
wiesen werden o Zur Behebung von Mängeln bei der Raumheizung 
in Bundesgebäuden wurden im Budget des Jahres '1978 100 Nillionen 
Schilling zur Verfügung gestellt p ein ä~~licher Betrag ist auch 
für 1979 vorgesehene 

Bereits im Herbst 1974 wurde vom Bundesministel'ium für Handel!l 
Gewerbe und Industrie ein Energiesparpeirat (später unbenannt 
in "Beirat für sinnvollen Energieeinsatz lt ) eingesetzt, der am 
28 Q Oktober 1974 seine konstituierende Sitzung abhieltQ Seine 
vier mit einschlägigen Fachleuten besetzten Arbeitsgruppen 
Industrie, Heizkraftkupplung in der öffentlichen Enereiever­
sorgung, Verkehr und Hauswirtnchaft erarbei tcten binnen kur~~cr 
Zeit einen Katalog von Maßnahrnen 9 bei deren Be<1chtung ein ni~m-
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- 10 -

vollerer Einsatz von Energie, d.h. mit einem h6heren Nutzunescrad, 
m6g1ich ist, woraus eine Einsparung von Primärenergie resultiert. 

(Die Ergebnisse dieser Arbeiten sowie zusätzlicher Studien wurden der 
Öffentlichkeit präsentiert. 

! Um die erstatteten Vorschläge in die Praxis umzusetzten, besteht 
auf Grund der gegebenen verfassungsrechtlichen Situation nur der 
'-leg, Vereinbaruneen zwischen Bund u..'!1d llindern gemäß Art .. 15 a B-VG 
anzustreben .. Das heißt, daß akkordierte encreiepolitische Ziel­
vorstellungen verankert werden, die dann nach der jeweilieen 
Bundes- oder Landeskompetenz vom B~~d oder von den Ländern legistiscl 
ausgeführt werden. 

Nach Gesprächen zwischen Bund und Ländern auf Beamtenebene und 
ersten Vorarbeiten hat der Handelsminister die Herren Landeshaupt­
l:!8.nner zu einem Gespräch am 28. November 1977 eingeladen, bei dem 
diese ihre grundsätzliche Bereitschaft zur Zusammenarbeit im obieen 
Silli'1E: bekanutgaben Q In einem wai taren Gipfelgespräch z\v1schen Bund 
und Ländern arn 150 2 .. 1978 wurde Übereinstimmu.."1g für eine koor(Hnier~ 
te Vorgangsweise erzielt und die Einsetzung von zwei teermischen 

Arbeitskreisen und einem juristischen beschlossen. Da insbe­
sondere auf dem Gebiete der Ra'llInheizung große Einsparungs­
erfolge zu erwarten sind, ''lUrden mit der Arbeitsgruppe 
"Heizanlagen" und der Arbeitsgruppe "\'!ärroedäm.rnung" zunächst auf 
diese~ Gebiet Schwerpunkte gesetzt. Beide Arbeitserupp~n -h~ben 
bereits große Fortschritte bei der Fromulierung technisc!1C'T' 
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Ent\'rurfe . erzielt, wobei jener der Arbeitsgruppe "Heizanlaeen" 

schon einer grundsätzlichen Betrachtung durch die juristische 

Arbeitsgruppe zugeführt wurde. Es ist zu hoffen, daß noch im 

Frillljahr 1979 konkrete Vereinbarungen getroffen werden können. 

Auf dem Gebiet der finanziellen Förderung sinnvoller Energie~ 

ausnützul'lg wurde in einer Novelle ZUln i1ohnungsverbesserungs­

gesetz ausdrücklich festgelegt, daß bei Verbesserungen auf 

r·:aßnahmen Bedacht zu nehmen ist, die einen wirtschaftlichen 

Energieverbrauch oder eine Verminderung des Energieverlustes 

cev/ährleisten oder der Senkung des Wärmebedarfes dienen. 

In den Grundsätzen Uber die Arten der Investitionsvorhaben, die 

im Rah'nen des ERP-Jahresprogrammes 1978/79 aus volks\>lirtschaft­

lichen Gründen durch die Gewährung von Investitionskrediten ge­

fördert werden sollen, wurde ausdrücklich auch die Energie­

einsparui'lg aufgenOIlllTleno Im einzelnen sollen uea. auch Vorhaben 

Lir Krn.ft-V:ärme-Kupplu..'1g gefördert werdeno 

In gleicher \'leise wurden auch die Förderungorichtlinien nach 

dem Gewerbestrukttu'verbesserungsgesetz erweitert .. 

Zu erVltdh.l1en ist in diesem Zusammenhang auch die Zinsenzuschuß­

a~:tion 1978 cer Bundesregierung, deren Förderungsschwerpunkte 

;:.uch die Enereie- und Rohstoffeinspa:r'UIle, Recycling und neue 

?roduktionsverfa!l'~:'en und Technologi.en beiYlhal ten" 

2262/A
B

 X
IV

. G
P - A

nfragebeantw
ortung (gescanntes O

riginal)
12 von 30

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



~ 

- 12 -

!.ler \'iiederverwertung von Al t- und Abfallstoffen werden seitens 
des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie im 
Hinblick auf die gebotene Sparsaw~eit bei der Nutzung der 
Rohstoffquellen, im Hinblick auf die Ausnutzung der gegebenen 
Eö[;lichkeiten zur Entlastung der Zahlungsbilanz sowie im Hin­
blick auf die Erfordernisse des Umweltschutzes besondere Be­
mühungen gewidmet. So wird gegenwärtig mit Hilfe der Österreichi­
schen Produktionsförderungsgesellschaft (ÖPG) bundesweit die 

Sammlung und der Ab'transport wiederverwertbarer Al t- und Abf:Jll­

stoffe (vorerst Papier und Glas) organisiert. Das Scr~ott­
let:lkungsgesetz ermöglicht nunmehr eine bessere Versorgung der 
önterreichischen Wirtschaft mit SchrottQ Ein beschlußreiferEnt­

wurf für ein!Ältölgesetz befindet sich in parlamentarischer Be­

handlung. 

Die Straffung der Organisation der Energiewirtschaft wurde 
durch die UmwandlUL~g der Ennskraftwerke AG. in eine Betriebs­
gesellschaft eingeleitet. Ferner ,,!Urden Haßnahmen getroffen, 
das ~~lagement in der Verbundgruppe zu straffen und die,Auf­
sichtsräte zu verkleinern. 

Das von Österreich am 18. November 1974 unterzeichnete "Uber­
einkommen über ein Internationales Energiep:::,ogranL'TI (IEP) ", 
l:<?_S die I-li te;liedschaft in der InternationBIen Energieagentur 
(IEA) begründet, w~rde am 30. Juni 1976 ratifiziert und ist 
damit für Österreich voll,in Kraft getreten. 
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Das Übereinkommen sieht ein Notstandsprogramm zur kollektiven 
Sicherung der Energieversorgung der Teilnehmerstaaten in 
k1inftigen Krisenfällen und den Rahmen für eine langfristige 
internationale Zusammenarbeit auf dem Energiesektor, etwa bei 
der rationellen Energienutzung ~~d der Erschließung neuer 
Energiequellen, vor. Weiters setzt sich das Übereinkommen zum 
Ziel, einen Dialog mit den Ölförderstaaten und mit anderen 
Verbraucherstaaten, insbesondere Entwicklungsländern, vorzu­
bereiten, um eine wel~#eite Stabilisierung der Energiever­
sorgung zu erreichen. 

Durch das Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz BGBlo Nro 318/76 und 
das Energielenkungsgesetz BGBl e Nr. 319/76 sind die wesentlichen 
Voraussetzungen für die Erfüllung der aus der Mitgliedschaft am 
"Übereinkommen über ein internationales Energieprogramm" er­
wac}lsenden Pflichten geschaffen. Es konnte daher die Ratifizie­
rungsurkunde über den Beitritt zu diesem Übereinkommen am 
30 .. Jun.i 1976 hinterlegt werden. Auf Grund des Erdöl-Bevorratunes­
und Meldegesetzes ~rurde in der Zwischenzeit mit dem systematischen 

Aufbau von Krisenlagern an Erdöl und Erdölprodukten beco~n~~. 
Damit wird in Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen auch 
ein wesentlicher Beitrag zur wirtschaftlichen Landesverteidi-

gung gesetzt. 
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, Die Bundesregieru.."1g ist nach wie vor bemüht, die Transportsyste,me 
für Rohöl und Erdgas zu verbessern. Insbesondere wird dem Bau 
entsprechender Rohrleitu.."1gen große Aufmerksamkeit gewidmet. 
So führen in zunehmendem Maße auch internationale Rohrleitungen 
über österreichisches Hoheitsgebiet. 

Für die Sicherung der Auslandsbezüge an Energie wurden die 
Planungsarbei ten an der vlest-Austria-Gaspipeline eingeleitet 
~"1d zügig vorangetrieben. Die Bauarbeiten an der Süd-Ost-
IJei tung (Marburg - Agram) w:urden bereits in Angriff genonunen. 
Durch diese Jl1aßnahmen erhält Österreich auch eine wichtige 
Verbindungsfunktion zwischen den ost- und westeuropäischen Gas­
versorgungsnetzen. 

Durch die Inbetriebnah~e des Tanklaeers St. Valentin mit einer 
Kapazität von 350.000 m3 und der Produktenpipeline vom Tanklager 
der Raffinerie Schwechat zu dem 'neuen Vorratslager im Oktober 
1976 ist eine entscheidende Verbesserung der Versoreung \'Test­
österreichs mit Erdölprodukten eingetreten. 

Beim Ausbau der elektrischen Netze ist insbesondere die stufenweise 
Realisierung eines überregionalen österreichischen 380-kV-Verbund­
netzes zu nennen. Dieses Verbundnetz wird koordiniert mit den 
380-kV-Netzen der österreichischen Nachbarländer (insbesondere 
:9undesrepublik Deutschland, Schweiz und Italien) ausgebaut, so 
daß in wenigen Jahren auf dieser für d~e zentral europäische 
~~ergieverteilung 'v;esentlichen 380-kV-Netzebene ein relativ eng 
vermaschtes Verteilernetz zur Verfülrung stehen wird. 
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Probl.eme 
bei Kernkraftwerken 

Der Bau von Kernkraftwerken hat auch 
in ÖSterreich zu Meinungsgruppierungen 
und zu einer Polarisierung der Auffassun­
gen geführt. 'Die Bundesregierung 
beabsichtigt, Vertretern verschiedener 
Aunasstlngen Gelegenheit zu geben, in 
gieicher Weise in der ÖfTentli,;hkeit ihre 
Auffassungen dar.wlegen, um! siewirdda~ 
für Sorge tragen, daß auch dano, wenn 
finariz.starke Gruppen den Versuch unter· 
nehmen sollten, diesen Aufk!ümngsprozeß 
zu dominieren, eine gleiche Gewichtung 
der Informa~ion gegeben ist. 

Die Bemühungen zur Sicherung der 
Versorgung mit mineralischen Roh- und 
Grundstoffen. die nicht zugleich auch 
Energieträger sind, werden durch die Wei­
terftihrung der Arbeiten an einem Roh­
und Grundstoffkonzept energisch fortge-

: setzt werden. 

-15 -

Die angekündigte Informationskampagne wurde durchgeführt und dem 
1\ationalrat der Regierungsbericht "Kernenergie" vorgeleeto Nach 

der Volksabstimmung wurde das BUndesgesetz betreffend das 
Verbot der Nutzung der Kernspaltung fU;, die Energieversoreu~g 
in Österreich erlassen. 

Rohstoffpolitik 

Im Laufe des Jahres 1977 wurde ein Memorandum über Zielsetzungen 
der österreichischen Bergbau- und Rohstoffpolitik sowie ihre 
volkswirtschaftliche Bedeutung erarbeitet. 

1978 wurden vier weitere Berichte verfaßt: 

1. Versorgungslage Österreichs (Abgrenzung kritischer ROhstoffe) 
2. Internationale Lage und Tendenzen. 
3. Lagerstätten mineralischer Rohstoffe in Österreich und ihre 

Beurteilu..'1g. 
40 Bedeutung u:td l'Iöglichkeiten von Sekundärkreisläufen (Recycling), 

Substitution und Innovation bei der Versorgung mit mineralischen 
Roh- 1L.'1.d Grundstoffen. 
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viei ters \'iUrde dem Österreichischen Ins ti tut für Wirtschaftsfor­
schung der Auftrag erteilt,in den nächsten 5 Jahren eine laufende 
Rohstoffversorgungsanalyse durchzuführen. Bisher haben Mängel 
der statistischen Informationen solche Analysen behindert; zur 
Zeit wird aber gemeinsam mit dem Statistischen Zentralamt und 

'der Bundeswirtschaftskammer an einer Verbesserung des statistischen 
'Basismaterials gearbeitet. 

Alle diese Vorarbeiten sollen in einem Rohstoffversorgungskonzept, 
das in den nächsten Monaten fertiggestellt wird, zu~ammengefaßt 
und veröffentlicht werden o Dieses Konzept soll in Zukunft rohstoff­
politische Entscheidungen erleichtern und daneben auch nützlich~ 
Informationen für Unternehmen p die mit der Gewinnung und Ver­
arbeitung von Roh- und Grundstoffen beschäftiet sind, liefern. 

Ein weiterer Sch\·rerpUlL'l.ct der österreichischen Rohstoffpolitik ist 
die Verbreiterung der inländischen Versorgungsbasis o 

Die Möglichkeiten einer zusätzlichen inländischen Aufbringung 
sind p neben der Suche nach und Erschließune von n~uen Laccrstätten~ 
vor allem in einer besseren Nutzung von Al t-· u::1d AbfallD t0f Cer, 

sowie in einer möglichst vollständigen Verwertung von Neben­
bestandteilen mineralischer Rohstoffe bzw o von Nebenprodukten 
der Weiterverarbeitung zu suchen. 
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FUr die zielsichore Erkundune von Lagerot:-itten is~ in den l(!t~~t.c!n 

Jahrzehnten ·ein bedeutendestechnisch-wisnenschafi;:\ iche!> InntrllJlJ(~n­

tarium entwickelt worden, demjen systematische An""'-c'nuun~ 1n 

Österreich bis vor kurzem unterblieben ist .. 

In Vollziehung des Lagerstättengesetzes vlUrde 197~~; erstrrnln 

gemeinsam mit dem Bundesministerium für 't/issensch;;\ ft und 

Porschv.ng ein detailliertes Arbeitsprogrrumn zur ~'."Chfornclmnf' .,' 
des Bundesgebietes nach nutzbaren Laeerstätten au~earbeitetp 

dC1c über die Geologische Bundesanstalt abgewickel t '"ir<1 ~ 

Im Rarune.n des Arbei:tsprograrnms 1978 \'lUrden 30 ProJQ~kte mit 

einem Kosten::t.ufwand von rund 15 t-Ullionen Schi 11in(~ tn Angriff 

ßenonunen" Hiebei wird auch .mi t einer 'systematischo}, ecocherillschen 

Untersuchune des Bundesgebietes p und zwar im NUhl~ und ':/aldv.icrtcl 

begonnen" 

jUne woi tere, bereits im Zuge befindliche f3ystcffiattl1che Unter­

suchung stellt die aeromagnetische Vermessunß den Illm<lc:;eehicLc:; 

d~r& Diese Grundlagcllun tersuchune \'lJrd :3.113 Gcmc in:;(;haftl.i(~hn:~ 

Projekt zwischen dem Bund (Handels- und 'yJiG~3Cn8ch:t ttnlnini::toriu:rI), 

den Bundesländern sOvlie der Industrie durchgcfiihrt ')nd finanzierto 

Die Vermessung dp.r \-Iestlichen Bundesl~inder l~nd ~~· .. I:;J·von Vor;lrlbcr(~p 

Tirol und großen Teilen Salzburgs ist bereits rtbOJ:';i';hloHDcnb 

. 
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Die in der letzten Legislaturperiode 
durchgeführte Reform des Gewerberechts 
(neue Gewerbeordnung) wird durch 
RcchtsvofSl:.hriften über Kundenschutz 
und Umweltschutz weiter entwickelt und 
abgerundet werden. Die Möglichkeiten 
des Gewerbe-Strukturverbesserungsgeset­
,zes und anderer Förd.;;rungs.einrichtungen 
sind im interesse der Klein- und Mittelbe­
triebe, die auf Grund der gegebenen Be­
triebsgrö!knslruktur eine wichtige Rolle in 
der österreichischen Wirtschaft spielen, 
voll auszuschöpfen. Dies wird durch die 
ßeistellung von Entscheidungshilfen im 
Sinn,,; eines "S.~rvice für die Wirtschaft" 
ergänzt werden. 

- 18 -

I 

I SO"Tohl geochemische als Ruch aeromagnetische Untcrf'>uchunecn licfern 
I 

I nicht nur wertvolle Auskünfte fUr die Suche na.ch minernlischen 
\ Rohstoffen sowie für die Lösung wissen.schaftlicher Frnccn. nonr)prn 
\ Htellen dariiber hinaus wichtiee Entscheidungshilfen fUr Pr.obleflle 
iocr HClumordl;ung dar .. Im Jahr 1978 wurden hiefHr vom Bund 
14 I~illioncn Schilling autgewenoet. 

Reform des Gewerberechtes 

Seit dem Inkrafttreten der neuen Gewerbeordnung sind zahlreiche 
,Durchfü.hrungsverordnungen entstanden .. v1ei tere Durchführungsver­
ordnungen zur Gewerbeordnung 1973 sind in Vorbereitung bzw. 
stehen vor ihrer Erlassungo Es handelt sich hiebei insbesondere 
wn Verordnungen über den Befähigungsnachweis sowie über Ausüb~~gs­
vorschriften für verschieoene Gewerbe. Diese VerordnunGen Gollen 
iinsbesondere zur Sicherung und zur Aufrechterh:ll tung eines ent­
!sprechenden Leistungsniveaus der betreffenden Gewerbe beitragen und 
'dem Schutz der Kunden dienen (u.a. Verordnung über Ausübungsr~beln 
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für das Gewerbe der Personalkreditverrnittlung, BGBl. Nr. 304/1977 
und Verordnung über Ausübungsregeln für Immobilienmakler BGBl. Ur. 
323/1978. In diesen Verordnungen wird vor allem im Interesse des 
Konsumentenschutzes besti~~t, wie das Gewerbe der Personalkredit­
vermittlung bzw. das Gewerbe der Immobilienmakler auszuüben ist). 

Förderung der Klein- und Mittelbetriebe 

Die Investitionsförderung für Klein- und Mittelbetriebe wurde 
durch Anhebung der Obergrenzen für zu fördernde Kredite bei 
der Kleingewerbekreditaktion von S 250.000 auf S 500.000 und 
bei der Aktion nach dem Gewerbestrukturverbesserungsgesetz 
im Normalfall von 2 Millionen Schilling auf 3,75 Millionen 
Schilling und zum 1. Februar 1979 auf 5 Millionen Schilling 
wesentlich verbessert. Auf Grund des Gewerbestrukturverbesse­
rungsgesetzes stehen nunmehr 7,5 % des Gewerbesteueraufkommens 
zur Investitionsförderung zur Verfügung. Dementsprechend konnte 
im Jahr 1978 bereits ein Kreditvolumen von MilliardenSchilling (ohne 
Fremdenverkehr) im Rahmen dieser beiden Aktionen gefördert 
werden, während es im Jahr 1975 noch 1,7 Milliarden Schilling 
betrug. 
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I I Service für die Wirtschaft 
I 

i Die Betriebsberatung in der gewerblichen Wirtschaft (einschlies-
l~ich Fremdenverkehr), die zusammen mit der Bundeskammer der 
I gewerblichen Wirtschaft durchgeführt wird, konnte wesentlich 
I 
, ausgebaut werden. Aufgrund der guten Erfahrungen, die dabei ge-
I wonnen ~rurden, ist für die Jahre 1978 und 1979 ein weiteres 
; Zweijahresprogramm im Gesamtwert von S 32,5 Mio. vereinbart 
I I worden. 'dei ters wurde eine Reihe branchenspezifischer Untersuchungen 
I gefördert, um der Wirtschaft Hinweise auf ihre Marktchancen und 
I auf Rationalisierungsmöglichkeiten·zu bieten. I . 
! 

• • 
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Förderung 
~er Berufsausbildung 
, Das Arbeitskräfteangebot soll durch 
Schwerpunktmäßige Förderung der berufs­
! nahen Ausbildung an die Bedürfnisse der 
Wirtschaft besser angepaßt werden. Die 
Berufsausbildung muß nicht zuletzt auch 
im Interesse der ChanCengleichheit gleich­
rangiger Bestandteil des gesamten Bil­
dungswesens sein. 

- 21 -

Die Erlassung von Ausbildungsvorschriften (Berufsbilder und 
Verhältni szahlenre gelungen) sowie von Prüfungsordnungen für 
die Ablegung der Lehrabschlußprüfung 'irurde fast zur Gänze durch­
eeführte Es sind nur mehr für wenige Lehrberufe mit sehr eeringer 
Lehrlineszahl bzw. für Lehrberufe, in denen derzeit keine Lehrlinge 
ausgebildet werden, diese Vorschriften zu erlassen (und zwar bereits 
v~ter Bedachtna~~e auf die diesbezüglich neue, durch die Berufs­
ausbildungsgesetz-Novelle 1978 geschaffene Rechtslage). Diese auf . 
einläßlichen und zahlreichen Beratungen mit Vertretern der Sozial­
partner beruhende Novelle (sowie die durch sie veranlaßte Gewerbe­
ordnungs-!fovelle 1978) ist im Bundesgesetzblatt unter der Nr. 232/ 
1978 kundgemacht worden und hinsichtlich der meisten Bestimmungen am 
1.8.1978 in Kraft getreten. 

Als einige der Neuerungen seien gen~~nt: 

Die Einführung ein'er 'obligatorischen Ausbilderprüfung, die 
Schaffung neu und einheitlich organisierter Lebrlingsstellen 
sowie die von Landes-Berufsausbildungsbeiräten, der Ausbau 
der Mi tvlirkungsrechte der Kammern für Arbeiter und Ang~stell te", 
die Einführung der bescheidmäßieen Feststellung der Eignung 
des Betriebes für die Lehrlingsausbildung in den Fällen der 
erstmaligen Lehrlingsausbildung, die Ennöglichung der bescheid­
mäßigen Erhöhung oder Verringer~~g der Lehrlingshöchstzahl, die 
Ermöglichung der Durchführung von Ausbildungsversuchen. 
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Modeme Betriebsformen des Handels 
sollen bei gleichzeitiger Bedachtnahme auf 
die Bedürfnisse der Bevölkerung gefördert 
werden. Das Ziel ist die optimale Versor· 
gungder Bevölkerung in Stadt und Land, 
wobei besonders Bedacht zu nehmen sein 
wird auf die Probleme der berufstätigen 
Hausfrau und der älteren Mitbürger. 

Im Interesse der Konsumenten wie 
auch der Wirtschaftstreibenden ist die 
Stellung der Verbraucher weiter zu stär­
ken. 

'x 

. - 22 -

r N'ahversorgung 

Am 1 0 Oktober 1977 ist das Bundesgesetz zur Verbesserung der 
Nahversorgung und der Wettbewerbsbedingungen in Kraft getreteno 
Weiters wurde eine Aktion zur Förderung von Betriebsgründungen 
und Betriebsübernahmen ins Leben gerufen,die in nächster Zeit 
wesentlich erweitert werden wird o Ob und welche Maßnahmen zur 
Sicherung der Nahversorgung noch notwendig sein könnten, berät 
derzeit ein vom Konsumentenpolitischen Beirat eingesetzer 
Ausschuß "Strukturwandel im Handel". 

Konsumentenschutz 

In zwei aufgrund der Gewerbeordnung 1973 erlassenen Verordnuneen 
wird vor allem im Interesse des Konsumentenschutzes bestimmt, wie 
dns~ewerbe der Personalkreditvermittlung bzw. das Gewerb~ der 
I~~obilienmakler auszuüben ist. 

Dem Konsumentenschutz dient weiters die Verordnung des Bundes­
ministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 8. Juni 1978 übe~ 
die Zurückbehal tung von \'laren durch die Zollämter, die ab 1 0 Juli 
1978 in Kraft ist und die Zuruckbehal tung von "laren ermöelicht, die 
aufgrund bestimmter Verordnungen kennzeichnUllgspflichtig sind, wenn 
diese Kennzeichnungen nicht oder nicht vollständig erfolgt sind o 
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I Moderne Indillstriepolitik 
I . 
I 

Das vordringlichste Ziel der Inrlustrie­
politik muß es sein, die Strukturverbesse­
rung voranzutreiben, um damit die Kon­
kurrenzfähigkeit der Industrie' auf dem 
Weltmarkt zu erhalten. Denn nur durch 
eine 'vettbcwerbsstarke Industrie werden 
auf die Dauer Arbeitsplätze gesichert. Zu 

. die..,"em Zweck wird die Bundesregierung 
, Weiteihin die ihr zur Verfugung stehenden 
\ Finanzierungsinstrumente konzertiert im 
I Rahmen d(;s Wirtschafts- und Sozialfonds 
!einsetzen. Die Innovation, die ebenfalls 
lein wichtiger Faktor der Konkurrenzfähig­
. ",~it der Wirtschaft ist, wird weiterhin 
\(!urch Förderung der Erfinder, der ge verb­
(lichen Forschung sowie für die Klein- und 
lMittdbetriebe unter anderem unter Zur­
Iverfi.lgungstellung von informationen über 

"

den letzten Stand der Technik gefördert 
werden. 

- 23 

Zur Unterrichtung der Verbraucher, welche vTaren in Österreich er­
zeugt,werden, ist mit Unterstützung d~S Handelsministeriums eine 

"Vereinigung zur Förderung des Inlandsabsatzes österreichischer 
Produkte (Bade in Austria)" eegründet · .... orden~ 

Im Rahmen der 1m Jahre 1973 geschaffenen Aktion für die 
Unterne~ungen der Zellstoff- und Papierindustrie zur Durch­
führung von Umweltschutz- und Strukturverbesserungsmaßnahmen 
~~de sowohl der Förderrahmen für Umweltschutzkredite e 

(1 p 8 Mrd. S) als auch für Strukturverbesseruneskredite 
210 Mioo S) fast 'zur Gänze ausgeschöpft. 

Mi t Ministerratsbeschluß vom 4.' Juli 1978 wurde eine \-'ei tere 
'Förderungsaktion für die Zellstoff- und Papierindustrie zur 
Durchführung von Strukturverbesserungsmaßnahmen ins Leben 
gerufen. Das geförderte Krediwolumen beträgt 3 Hrd. S .. 
Die Aktion ist bereits angelaufen. 

Eine ähnliche Aktion zugunsten derStrukturverbesserung in der " 
Textilindustrie ist in Vorbereitung. 
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Ein Hauptanliegen der österreichisch~n Wirtschaft ist die Ver­
besserung des Innovationsprozesses. Der Verwirklichung dieses 
Zieles dienen insbesondere die Aktivitäten des österreichischen 
Patentamtes und der Arbeitsgemeinschaft ~ür Patentfördera~g. 

j Die Serviceleistungen des Österreichischen Patentamtes wurden 
, ... ei ter ausgebaut: 

Neben der!Jföglichkei t, Gutachten über den Stnndder Technik 
bezüglich eines konkreten technischen Problems (Recherchen) zu 
erhalten, können für die Wirtschaft aufgrund der am 1. August 1977 
in Kraft getretenen Patentgesetz-Novelle auch Gut.achten über die 
Frage erstellt werden, ob eine patentfähige Erfindung gecenüber 
dem vom Antragsteller bekanntgegebenen oder vom Patentamt zu 

. recherchierenden Stand der Technik vorliegt. Keine der beiden 
Arten von Gutachten setzt die Tätigung einer Patentanmeldung voraus. 

Die Arbeitsgemeinschaft für Patentförderung, der als ordentliche 
Miteliederdie Republik Österreich, vertreten durch den Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Industrie, und die Bundeskammer 
der gewerblichen Wirtschaft angehören, erfüllt folgende Aufgaben: 

1. unentgeltliche Beratung österreichischer ~rfinder über sachliche 
und formale Voraussetzungen für Patentanrneldungen im In- und 
Ausland; 
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QuaUtätsverbesserun-g 
im Fremdenverkehr 

Der Fremdenverkehr hat sich in ÖSter­
reich in letzter Zeit bemerkenswert ent­
wickelt. Dieser Aufschwung wird im Rah­
men der bestehenden Förderungseinrich­
tungen in RiChtung einer weiteren Verbes­
serung der QUalität des östelTeichischen 
Tourismusangebots unterstützt werden. 
Neben dieser Qualitätsfördenmg wird es 
das Bestreben sein, zu einer gleichmäßigen 
Kapazitälsauslastung uf'ld zu einer Verbes,­
serung der Infrastruktur sowie zu einer 
,Verstärkung der Werbung im In- und 
'Ausland zu kommen. 

-,25 -

2. Aufklürung über Förderungsmöglichkeiten für Erfind,mc';!!'l und, 
Entwicklungen; 

3. finanzielle Förderung für Patentanmeldungen österreichischer 
Erfinder, insbesondere im Ausland, soweit diese nicpt schon 
ausreichend öffentlich gefördert werden; 

4. Hilfe bei der Patentverwertung, insbesondere durch Zusammen-
, ! führung von Patentinhabern und an einer' Lizenznahme Inter­

essierten; 
5. Herausgabe von Publikationen zwecks Information der Erfinder, 

Patentanmelder und Patentinhaber. 

\ An der Arbeitsgemeinschaft für Patentförderung wurden seit 
;i ihrer Gründung bis 31. 12. 1978 insgesamt 1.839 Erfindungs­
: fälle herangetragen. 

Entsprechend der Regierungserklärung 1975 wurde das "Fremdenver­
kehrs-Förderungsprograrnm 1971 bis 1980n weiter durchgei'ührt. Unter 
Berücksichtieung der Ent\'licklungen im Tourismus \\'Urde d:"1S "Arbei ts­
procra.!'!rrn Fremdenverkehr 1975 bis 1980,11 erstellt, in \\'elchem die 
ScJwlerpunkte der Fremdenverkehrspolitik des BtUldesministeriums für 
H8.~c.el, Gewerbe und Industrie zusammenge:aßt v.'Urden. Beide Unter-
12gen \·,l.lrden u. a. dem im November a'tgehal tenen Österreichischen 
?rendenverkenrstag 1976 in Eisenstadt vorGelegt. Die Empfehlung 
ces Österreichischen Fremdenverkehrstages bilden jedenfalls die 
L0itlinien für die Fremdenverkc~spolitik der nächsten Jahre. 
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\ 

Im Berichtszeitraum ist die Prämienaktion "Jederzeit warme Küche" 
anGelaufen, die über die Förderung von Investitionen ,im Küchen-

,. gerätebereich die Abgabe von warmen Speisen während der gesamten 
Öffnungszeit des Betriebs erleichtern solle 

Eine Aktion nSani tärräume auf CampingplätzenVi soll demnächst 
begonnen werden o Diese Aktion soll als ein Teil der bestehen­
den Prämienaktionen abzuwickeln sein. 

Die neuen Richtlinien für die Fremdenverkehrs-Kreditaktion des 
Bundesministeriums für Handel~ Gewerbe und Industrie (Hausaktion) 
sehen als Förderunesschwerpunkt Investitionsvorhaben vor, die 
der SChaffung von Einrichtung fUr Spielo Unterhaltung sowie 
Sport unter Dach (Tennis- und Reithallen 9 Hallenbäder, Kinder­
spielplätze g Plantschbecken, Wander- und Aussichtswege uQaOmo) 
dieneno Durch diese Einrichtungen soll die vorhandene Unter­
ktL~ftskapazität besser ausgenützt werdeno Die Schaffung neuen 
Bettenraumes hingegen soll nur mehr in Entwicklungsgebieten 
ocer bei wesentlicher Strukturverbesserung eefördert werden o 

( L 

t-
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Die Laufzeit der Zinsenzuschüsse und damit der Förderung 
I 

soll auf 12 Jahre (bei einem tilgungsfreien Jahr) verlängert 
werden o Die Hausaktion wird gleichze~tig gegenüber den Förde­
rungen nach dem Gewerbestrukturverbesserungsgesetz, der 
Fremdenverkehrs-Sonderkreditaktion p ERP- und ERP-Ersatzaktion 

neu abzugrenzen sein o 

Die Richtlinien für eine neue Aktion "Zuwendungen für Fremden­
verkehrsbetriebe an'Seenn , die eine Förderung von Fremdenver­
kehrsbetrieben zum Ziel hat p wenn diese durch Gebühren für den 
Anschluß an Kanalisationsanlagen zur Reinhaltung österreichischer 
Seen wirtschaftlich erheblich belastet' sindpstehen seit 
1 0 301978 in Kraft o 

'I'lei ters wurde die Fremdenverkehrssonderaktion dadurch er\'lei tertf) 
daß,die Obergrenze für zu fördernde Kredite von S 500 0 000 auf 
1 Nillion Schilling erhöht wurdeo Bei der ~RP-Ersatza.ktion wurde 
dIe Laufzeit von 10 a.uf 12 Jahre verlängert, "lobei eiie ersten beicen 
Jahre tilgunßsfrei gestellt wurden o 
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Vermlttler bei öffentlich 
geforderten Wohnungen 
ausschalten 

Die Übersichtlichkeit des Wohnungs­
angebotes ist vor allem in großen Städten 
schlecht. Es gilt daher, die Information 
über das WOhnungsangebot, aber auch 
über die Probleme der Wohnungsbeschaf­
fung zu intensivieren. Diese Aufgabe kann 
sicherlich am besten von den Kommunal­
vertretungen bewältigt werden. Hiebei soll 
verhindert werden, daß öffentlich geför­
derte Wohnurwen durch Einschaltung von 
privaten Vermittlern auf Kosten der Woh­
nungsinteressenten vergeben werden. 

- 28 -

Im Jahr 1978 wurden bereits Investitionskredite (bzw. Ausgaben) 
... in Höhe von 3,8 Milliarden Schilling gefördert; im Jahr 1975 
waren es noch 1,7 Milliarden· Schilling. 

Auch die l,':erbung für den österreichischen Fremdenverkehr \'lUrde 
verstärkto Betrug der Beitrag des Bundes zur österreichischen 
Fremdenverkehrswerbune im Jahre 1975 105 Millionen Schilling, so 
stieg .er bis zum Jahr 1978 auf 145 Millionen Schilling an o 

" 

Für die Tätigkeit privater Vermittler bestimmt die Verordnung über 
Ausübungsregeln für Immobilienmakler~ daß diese für die Vermittlung 
von öffentlich geförderten Häusern g "[ohnungen oder sonstigen Räum­
lichkeiten p die im Baurecht oder Eigentum des ursprünelichen Förde­
rungsnehmers stehen p keine vom Käufer p Bestandnehmer oder sonstigem 

, Gebrauchs- oder Nutzungsberechtigten zu bezahlende Provision oder 
sonstige Vergütung vereinbaren dürfen o 

, 
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Weltfriede hängt auch von 
der "Dritten Welt" ab 

Besondere Aufmerksamkeit wird die 
Bundesregierung auch in Zukunft den Be-

• ziehungen ÖSterreichs zu den Staaten der 
: Dritten Welt widmen, deren Probleme im 
, vermehrten Maße die Weltpolitik beschäf-

tigen. Sie begrüßt den umfassenden Dia­
log, der sich zur BeWältigung dieser Pro­
bleme zwischen den Industriestaaten und 

. den Entwicklungsländern anbahnt und der 
nicht zuletzt den Ergebnissen der 7. Ent­
wicklungskonferenz der Vereinten Natio­
nen zu danken ist. 

Nicht nur für die Erhaltung des Welt-
I .... 

I 
friedens, sondern auch im Interesse der 
Weltwirtschaft ist es von ausschlaggeben­
der Bedeutung, daß Lösungen für diese 

I Probleme nicht durch Konfrontation, son­
: dem durch Kooperation gefunden werden, 
! die zu einer Hebung des Lebensstandards 
: in den Ländern der Dritten Weltflihren. 
i Die Bundesregierung wird alle derartigen 
: Bemühungen unterstützen, um auf diese 
I , 

Welse zur SchafTung einer gerechteren und 
. krisenlesteren internationalen Wirtschafts­
I ordnung beizutragen. 

,;:. 
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) '. . 

Durch die österreichischen Maßnahmen gemäß dem PrUferenzzo11~ 
gesetz haben die Exporte der Entwick1~gsländer nach Österreich 
ein~ wesentliche Steigerung erfahren. Als weitere Maßnahmen im 

Rahmen der Förderung des Handels mit Entwicklungsländern sind die 
von Österreich in Durchführung des Gesetzes über die zollbegUnstigte 

,Einfuhr von nandwerklich. hergestellten Waren abgeschlossenen 
(Vereinbarungen mit einer Reihe von Entwicklungsländern zu nennen. 
! \lei ters gehören in diese Kategorie die Ratifizierung des 5. Inter­
nationalen Zinnübereinkommens, des Internationalen Kakaoübereinkom­
mens 1975 und des Internationalen Kaffeeübereinkommens 1976, die • 
einerseits zu ei,ner Stabilisierung des Ausfuhrerlöse der Erzeuger-

I länder und andererseits zu einer ausreichenden Versorgung des öster­
I reichischen Marktes mit diesen Rohstoffen beitragen soll. 

Im letzten Viertel des Jahres 1975 wurde vom Österreichischen 
Patentamt ein Projekt gestartet, nach dem für Entwicklungsländer 
Gutachten zum Stand der Technik erstellt werden. Der ursprüngli'ch 
zeitlich begrenzte Vertrag zwischen Österreich und der Weltorg~- . 
sation für geistiges Eigentum wurde in einen unbefristeten Ver--­
trag umgewandet, sodaß nunmehr technische Gutachten zeitlich unbe­
fristet zur Verfügung gestellt werden können. Das Interesse der 
Entl'licklungsländer an solchen Gutachten ist ständig im Steigen. 

Ferner werden beim Österreichischen Patentamt Angehörige von Ent­
wicklungsländern zu Fachleuten auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtsschutzes und der Patentdokumentation ausgebildet. 

j 

t" 
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